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KundmachungKundmachung
vom 18. August 2020

der Beschlüsse Nr. 19/2019 und 20/2019 desder Beschlüsse Nr. 19/2019 und 20/2019 des
Gemeinsamen EWR-AusschussesGemeinsamen EWR-Ausschusses

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses: 8. Februar 2019
Inkrafttreten für das Fürstentum Liechtenstein: 1. Januar 2020

Aufgrund von Art. 3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes vom 17. April
1985, LGBl. 1985 Nr. 41, in der Fassung des Gesetzes vom 22. März 1995,
LGBl. 1995 Nr. 101, macht die Regierung in den Anhängen 1 bis 24 die
Beschlüsse Nr. 57/2019, 61/2019 bis 63/2019, 65/2019 bis 71/2019, 73/2019,
77/2019, 86/2019 bis 90/2019 und 92/2019 bis 97/2019 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses kund.

Der vollständige Wortlaut der EWR-Rechtsvorschriften, auf die in den
Beschlüssen Nr. 57/2019, 61/2019 bis 63/2019, 65/2019 bis 71/2019, 73/
2019, 77/2019, 86/2019 bis 90/2019 und 92/2019 bis 97/2019 Bezug
genommen wird, wird in der EWR-Rechtssammlung kundgemacht. Die
EWR-Rechtssammlung steht in der Regierungskanzlei zu Amtsstunden
sowie in der Landesbibliothek zur Einsichtnahme zur Verfügung.

Fürstliche Regierung:
gez. Dr. Daniel Risch
Regierungschef-Stellvertreter
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Anhang 1Anhang 1

Beschluss des Gemeinsamen EWR-AusschussesBeschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses
Nr. 19/2019Nr. 19/2019

vom 8. Februar 2019

zur Änderung von Anhang IX (Finanzdienstleis-zur Änderung von Anhang IX (Finanzdienstleis-
tungen) des EWR-Abkommenstungen) des EWR-Abkommens

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss -
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98,

in Erwägung nachstehender Gründe:
1. Die Durchführungsverordnung (EU) 2016/911 der Kommission vom 9.

Juni 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zu Form
und Inhalt der Beschreibung von Vereinbarungen über gruppeninterne
finanzielle Unterstützung gemäss der Richtlinie 2014/59/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Rahmens für die
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen1

ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen.
2. Die Delegierte Verordnung (EU) 2016/1712 der Kommission vom 7.

Juni 2016 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Rahmens für die Sanie-
rung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen im
Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Spezifizierung einer
Mindestauswahl der in die detaillierten Aufzeichnungen aufzuneh-
menden Angaben zu Finanzkontrakten und der Umstände, unter denen
die Anforderung aufzuerlegen ist2, ist in das EWR-Abkommen aufzu-
nehmen.

3. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert
werden -

hat folgenden Beschluss erlassen:
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Art. 1

In Anhang IX des EWR-Abkommens werden nach Nummer 19bf
(Delegierte Verordnung (EU) 2016/1450 der Kommission) folgende Num-
mern eingefügt:
"19bg. 3201632016 RR 09110911: Durchführungsverordnung (EU) 2016/911 der Kom-

mission vom 9. Juni 2016 zur Festlegung technischer Durchführungs-
standards zu Form und Inhalt der Beschreibung von Vereinbarungen
über gruppeninterne finanzielle Unterstützung gemäss der Richtlinie
2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung
eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten
und Wertpapierfirmen (ABl. L 153 vom 10.6.2016, S. 25)

19bh. 3201632016 RR 17121712: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1712 der Kommis-
sion vom 7. Juni 2016 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Rahmens
für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpa-
pierfirmen im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Spezi-
fizierung einer Mindestauswahl der in die detaillierten Aufzeichnungen
aufzunehmenden Angaben zu Finanzkontrakten und der Umstände,
unter denen die Anforderung aufzuerlegen ist (ABl. L 258 vom
24.9.2016, S. 1)"

Art. 2

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2016/911 und der
Delegierten Verordnung (EU) 2016/1712 in isländischer und norwegischer
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäischen Union
veröffentlicht wird, ist verbindlich.

Art. 3

Dieser Beschluss tritt am 9. Februar 2019 in Kraft, sofern dem Gemein-
samen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen nach Art. 103 Abs. 1 des Abkom-
mens vorliegen3, oder am Tag des Inkrafttretens des Beschlusses des
Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 21/2018 vom 9. Februar 20184, je
nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist.

Art. 4

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des
Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht.
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Geschehen zu Brüssel am 8. Februar 2019.

(Es folgen die Unterschriften)
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Anhang 2Anhang 2

Beschluss des Gemeinsamen EWR-AusschussesBeschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses
Nr. 20/2019Nr. 20/2019

vom 8. Februar 2019

zur Änderung des Anhangs IX (Finanzdienstleis-zur Änderung des Anhangs IX (Finanzdienstleis-
tungen) des EWR-Abkommenstungen) des EWR-Abkommens

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss -
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98,

in Erwägung nachstehender Gründe:
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/389 der Kommission vom 11.

November 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Parameter
für die Berechnung von Geldbussen für gescheiterte Abwicklungen und
die Tätigkeiten von CSD in Aufnahmemitgliedstaaten5 ist in das EWR-
Abkommen aufzunehmen.

2. Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/390 der Kommission vom 11.
November 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungs-
standards für bestimmte aufsichtsrechtliche Anforderungen an Zentral-
verwahrer und benannte Kreditinstitute, die bankartige Nebendienst-
leistungen anbieten6, berichtigt in ABl. L 122 vom 17.5.2018, S. 35, ist in
das EWR-Abkommen aufzunehmen.

3. Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/391 der Kommission vom 11.
November 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungs-
standards zur genaueren Bestimmung des Inhalts der Meldungen über
internalisierte Abwicklungen7, berichtigt in ABl. L 122 vom 17.5.2018, S.
36, ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen.
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4. Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/392 der Kommission vom 11.
November 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungs-
standards für die Zulassung von und für aufsichtliche und operationelle
Anforderungen an Zentralverwahrer8 ist in das EWR-Abkommen auf-
zunehmen.

5. Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/393 der Kommission vom 11.
November 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards
für die Muster und Verfahren zur Meldung und Übermittlung von
Angaben zur internalisierten Abwicklung gemäss der Verordnung (EU)
Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates9 ist in das
EWR-Abkommen aufzunehmen.

6. Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/394 der Kommission vom 11.
November 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards
für standardisierte Formulare, Muster und Verfahren für die Zulassung,
Überprüfung und Bewertung von Zentralverwahrern, für die Zusam-
menarbeit zwischen den Behörden des Herkunftsmitgliedstaats und des
Aufnahmemitgliedstaats, für die Anhörung der an der Zulassung für
die Erbringung von bankartigen Nebendienstleistungen beteiligten
Behörden, für den Zugang zu Zentralverwahrern oder für Zentralver-
wahrer und für das Format der von den Zentralverwahrern aufzubewah-
renden Aufzeichnungen gemäss der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates10 ist in das EWR-Abkommen
aufzunehmen.

7. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert
werden -

hat folgenden Beschluss erlassen:

Art. 1

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird nach Nummer 31bf (Ver-
ordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates)
Folgendes eingefügt:
"31bfa. 3201732017 RR 03890389: Delegierte Verordnung (EU) 2017/389 der Kom-

mission vom 11. November 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU)
Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick
auf die Parameter für die Berechnung von Geldbussen für gescheiterte
Abwicklungen und die Tätigkeiten von CSD in Aufnahmemitglied-
staaten (ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 1)
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Die Delegierte Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit
folgenden Anpassungen:

In Art. 9 Abs. 3 Bst. a werden nach den Wörtern ‚Datum des Inkrafttre-
tens des‘ bzw. ‚Tag des Inkrafttretens des‘ die Wörter ‚Beschlusses des
Gemeinsamen EWR-Ausschusses bezüglich des‘ eingefügt.

31bfb. 3201732017 RR 03900390: Delegierte Verordnung (EU) 2017/390 der Kommis-
sion vom 11. November 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU)
Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates durch tech-
nische Regulierungsstandards für bestimmte aufsichtsrechtliche Anfor-
derungen an Zentralverwahrer und benannte Kreditinstitute, die bank-
artige Nebendienstleistungen anbieten (ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 9),
berichtigt in ABl. L 122 vom 17.5.2018, S. 35

Die Delegierte Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit
folgenden Anpassungen:
a) In Art. 23 Abs. 2 wird mit dem Ausdruck ‚Mitglieder des Europäi-

schen Systems der Zentralbanken‘ neben seiner Bedeutung in der
Verordnung auch auf die nationalen Zentralbanken der EFTA-
Staaten Bezug genommen.

b) In Art. 36 Abs. 8 Bst. b Nummer i wird das Wort ‚Unionswährungen‘
durch die Wörter ‚amtlichen Währungen der Vertragsparteien des
EWR-Abkommens‘ ersetzt.

31bfc. 3201732017 RR 03910391: Delegierte Verordnung (EU) 2017/391 der Kommis-
sion vom 11. November 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr.
909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische
Regulierungsstandards zur genaueren Bestimmung des Inhalts der Mel-
dungen über internalisierte Abwicklungen (ABl. L 65 vom 10.3.2017, S.
44), berichtigt in ABl. L 122 vom 17.5.2018, S. 36

31bfd. 3201732017 RR 03920392: Delegierte Verordnung (EU) 2017/392 der Kommis-
sion vom 11. November 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU)
Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates durch techni-
sche Regulierungsstandards für die Zulassung von und für aufsichtliche
und operationelle Anforderungen an Zentralverwahrer (ABl. L. 65 vom
10.3.2017, S. 48)

Die Delegierte Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit
folgenden Anpassungen:
a) In Art. 2 Abs. 1 Bst. a wird das Wort ‚Unionswährung‘ durch die

Wörter ‚amtliche Währung der Vertragsparteien des EWR-Abkom-
mens‘ ersetzt.
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b) In Art. 96 Abs. 2 werden nach den Wörtern ‚Datum des Inkrafttretens
des‘ bzw. ‚Tag des Inkrafttretens des‘ die Wörter ‚Beschlusses des
Gemeinsamen EWR-Ausschusses bezüglich des‘ eingefügt.

31bfe. 3201732017 RR 03930393: Durchführungsverordnung (EU) 2017/393 der Kom-
mission vom 11. November 2016 zur Festlegung technischer Durchfüh-
rungsstandards für die Muster und Verfahren zur Meldung und Über-
mittlung von Angaben zur internalisierten Abwicklung gemäss der Ver-
ordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 116)

31bff. 3201732017 RR 03940394: Durchführungsverordnung (EU) 2017/394 der Kom-
mission vom 11. November 2016 zur Festlegung technischer Durch-
führungsstandards für standardisierte Formulare, Muster und Verfahren
für die Zulassung, Überprüfung und Bewertung von Zentralverwahrern,
für die Zusammenarbeit zwischen den Behörden des Herkunftsmitglied-
staats und des Aufnahmemitgliedstaats, für die Anhörung der an der
Zulassung für die Erbringung von bankartigen Nebendienstleistungen
beteiligten Behörden, für den Zugang zu Zentralverwahrern oder für
Zentralverwahrer und für das Format der von den Zentralverwahrern
aufzubewahrenden Aufzeichnungen gemäss der Verordnung (EU) Nr.
909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 65 vom
10.3.2017, S. 145)

Die Durchführungsverordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens
mit folgender Anpassung:

In Art. 17 Abs. 2 werden nach den Wörtern ‚Datum des Inkrafttretens
des‘ bzw. ‚Tag des Inkrafttretens des‘ die Wörter ‚Beschlusses des
Gemeinsamen EWR-Ausschusses bezüglich des‘ eingefügt.

Art. 2

Der Wortlaut der Delegierten Verordnungen (EU) 2017/389, (EU)
2017/390, berichtigt in ABl. L 122 vom 17.5.2018, S. 35, (EU) 2017/391,
berichtigt in ABl. L 122 vom 17.5.2018, S. 36, und (EU) 2017/392 sowie der
Durchführungsverordnungen (EU) 2017/393 und (EU) 2017/394 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.

Art. 3

Dieser Beschluss tritt am 9. Februar 2019 in Kraft, sofern dem Gemein-
samen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen nach Art. 103 Abs. 1 des Abkom-

0.110.040.37 Europäischer Wirtschaftsraum

8 Fassung: 01.01.2020

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2017.065.01.0116.01.DEU
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2017.065.01.0145.01.DEU
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2017.065.01.0145.01.DEU
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2018.122.01.0035.01.DEU
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2018.122.01.0036.01.DEU


mens vorliegen11, oder am Tag des Inkrafttretens des Beschlusses des
Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 18/2019 vom 8. Februar 201912, je
nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist.

Art. 4

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des
Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 8. Februar 2019.

(Es folgen die Unterschriften)
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1 ABl. L 153 vom 10.6.2016, S. 25.

2 ABl. L 258 vom 24.9.2016, S. 1.

3 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.

4 ABl. L 323 vom 12.12.2019, S. 41.

5 ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 1.

6 ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 9.

7 ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 44.

8 ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 48.

9 ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 116.

10 ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 145.

11 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.

12 ABl. L 323 vom 12.12.2019, S. 35.
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